
1. ~iblatt 

153/A.B'. 

zu 185/J 

Beiblatt zur iarlamentskorrespqndenz 40 Juni 1954 

A n fra g e b e a n ~ w 9 r t u ng 

. Zu der Ani'rage der Abg. K a n d u t s c _:h und Geno asen, betreffend 

die Verhaftung des' deutschen Staatsbürgers, Josef Aigner, teilt Bundesmi_ 

nister für Inneres R e 1 m e r mit. , , 

Der im Jahre 1935 wegen unbefugter Ausreise nach Deutsohland aus­

gebürgerte ehemaligeösterreichische Staatsangehörige Josef Aig~er 

(30.4.1911 g~b'oren) aus Murau wurde im 8eptemb~r 1946 vom Gends?-"merie­

postenkommando Murau nach den Bestimmungen der §§ 10, 11 VG. 1947 der 

Staatsanwaltschaft ~ob~n ange~'eigt und wegen unbekannten Aufenthaltes 

im Fahndungsblatt zur Aufenthaltsermittlung ausgeschrieben~ 

Aigner ist nämlich für die· NSnAi, der er ab 1930 als Mitglied ange­

hört'hatte, in verbotener Weise tätig gewesen, ist aus diesem Grunde 

und nieh~ wegen Arbeitslosigkeit im Oktober 1933 nach Deutschland ge­

flü.cht~t und hat ,dort der österreichisch~n Legion in der Charge' eines 

Scharführers ununterbrochen. bis Oktob er 1937 angehlSrt. Erst zu. diesem 

Zeitpunkte ist er beim Reichsba~nausbesserungswerk Nürnberg als Lager­

arbei tel' e1D.gestellt worden. 

Dieser Sachverhalt ist durch parteiamtliche Aufzeichnungen des 

so~enannten NSDAP-Ri1$swerkes der ehemaligen österrei?hischen Legion 

in Deutsohland bewiesen. 

Joset Aigner wurde von den Grenzorganenanläsalich seiner Einreise 

nach Österreich auf di~ Aussc~eibung im ,Fahndungsblatt aufmerksam gemacht. 

Er hat siCh sm 11. Mai 1954 beim" GendarmeriepQstenkommando Mureu gemeldet. 

Seine Ül;>erste llung an das B~zirksgericht Murau erfolgte sm gleiche-ll Tage 

äber geriohtliohen Auftrag. 

Da die Abnahme des ReisepassE1B auf Grund richterlicher Entscheidung . 

. erfolgt ist, bin ich nicht in dir Lage, die Verwaltungsbehörden anzu­

weisen, an Aigner das Reisedokument auszufolgen. 

Zu einem'Widerruf der gegenständlichen Ausschreibung im Fahndungs­

blatt im Verlauf einer bereits im Jahre 1952 durchgeführten Revision 

der .Ausschreib~gen war auf Grund des beweiskräftigen,' nach den Be13 tim-. 

mungender §§ 10, l1VG.1947 unter Strafsanktion gestellten Tatbestandes 

kein gesetzmässig begrUndeterAnlsss gegeben • 

.... - .......... 
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